






















seI' Vertrag vor aller Welt, daß die Politik der friedlichen 
Koexistenz unverändert Grundlage der Außenpolitik der So
wjetunion und der DDR ist und bleibt. 

In der Präambel und in Artikel 3 des Vertrages verpflich
ten sich die beiden vertragschließenden Staaten, unbeirrt die 
Politik der friedlichen Koexistenz sowie der Verwirklichung 
der Gundsätze der Charta der Vereinten Nationen gegenüber 
allen nichtsozialistischen Ländern zu verfolgen und sich ins
besondere für eine friedliche Lösung aller Streitfragen ein
zusetzen, wobei die Abrüstungsfrage, die Beseitigung des 
Kolonialismus und die friedliche Bereinigung von Grenzkon
flikten ausdrücklich genannt werden. 

Mit diesen Festlegungen verpflichten sich beide Seiten in 
übereinstimmung mit den grundlegenden Dokumenten der 
kommunistischen Weltbewegung völkenechtlich verbindlich, 
die Politik der Koexistenz als Generallinie der internationalen 
Beziehungen zwischen Staaten unterschiedlicher sozialer Ord
nung weiter zu verfolgen. Auch damit wird entschieden jede 
Auffassung oder Spekulation widerlegt, wonach die Politik 
der friedlichen Koexistenz nur taktischer Natur sei. 

Diese grundsätzliche Orientierung findet in dem Artikel 7 
des Freundschaftsvertrages zugleich ihre Konkretisierung auf 
die in Deutschland bestehende reale Lage. 

ID. 

Die Anwendung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz 
auf die konkrete Lage in Deutschland 

"Der Friede wird den Krieg' besiegen - auch in Deutschland 
und durch unsere Deutsche Demokratische RepubZik." 15) 

Die Politik der friedlichen Koexistenz ist auch zwischen 
den beiden deutschen Staaten ein Mittel, um strittige Fragen 
zu lösen und den Kampf zwischen Sozialismus und Kapitalis
mus auf friedlichem Wege zu führen. Die Anwendung der 
Prinzipien der friedlichen Koexistenz muß und wird günstige 
Bedingungen für den sozialen Befreiungskampf in der kapita
listischen Bundesrepublik schaffen und damit zum Sieg des 
Sozialismus in ganz Deutschland führen. 

Der Außenminister der Deutschen Demokratischen Republik, 
Dr. Lothar Bolz, stellte in seinem Bericht vor der obersten 
Volksvertretung, der VOlkskamm,er, am 19. November 1964, 
fest: 

"Diese unsere mit den Interessen der Völker der Welt 
einstimmende Außenpolitik zusammen mit unserer politischen 

15) August Bach, a. a. 0., S. 12 
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Stabilität und wachsenden ökonomischen Kraft sind Faktoren, 
die in der Welt zählen und beachtet werden."J/;) 

Bei allen ihren geht die Regierung der Deut
schen Demokratischen Republik. davon aus, daß zur Gewähr
leistung echter Beziehungen der friedlichen Koexistenz zwi
schen den beiden deutschen Staaten zunächst ein Minimum 
an Maßnahmen zur Minderung der SpPonnungen und zur 
Sicherung des Friedens vereinbart werden muß. In den der 
Bundesregierung hierzu zahlreich unterbreiteten Vorschlägen 
wurde von der Regierung der DDR immer wieder die Forde
rung erhoben, im Hinblick auf das Verhältnis der beiden 
deutschen Staaten zueinander das Verbot der Drohung mit und 
der Anwendung von Gewalt unverzüglich zu vereinbaren. 
Das wäre am besten durch den Abschluß eines Nichtangriffs
paktes zwischen den beiden deutschen Staaten möglich. Zu 
den Grundvoraussetzungen friedlicher Koexistenz der beiden 
deutschen Staaten gehört auch die wechselseitige Achtung der 
Souveränität und territorialen Integrität der Grenzen und des 
Grenzregimes. 

Alle bisher von der Deutschen Demokratischen Republik 
unterbreiteten Vorschläge zur Sicherung des Friedens und zur 
Verwirklichung der friedlichen Koexistenz zwischen den bei
den deutschen Staaten wurden von den zuständigen Organen 
der Bundesrepublik überhaupt nicht oder mit Provokationen 
beantwortet. Dabei handelte es sich in vielen Fällen um be
reits militärischen Chat·akter tragende Aggressionshandlungen 
gegen die Grenzen und das Grenzregime der DDR gegenüber 
der Bundesrepublik und Westberlin. Es muß in diesem Zusam
menhang an die hinterhältige Ermordung von Angehörigen 
unserer Grenzsicherungskräfte erinnert werden. Diese Aggres
sionsakte wurden durch die Besatzerherrschaft der drei West
mächte in Vlestberlin und entlang der Staatsgrenze West der 
DDR begünstigt und geduldet. 

Auch aus diesem Grunje sind zur Beseitigung der über
reste des zweiten Weltkrieges, die den westdeutschen Milita
risten Zündstoff für die Entfesselung eines dritten Weltkrieges 
bieten, der baldige Abschluß eines deutschen Friedensver
trages und die Lösung der Westberlinfrage eine unbedingte 
Notwendigkeit. Ein solcher Friedensvertrag wird stabile Be
ziehungen der friedlichen Koexistenz zwischen den beiden 
deutschen Staaten herstellen. Seine Herbeiführung ist um so 
notwendiger und dringlicher, als angesichts der durch West
deutschland erstrebten multilateralen Atombewaffnung und 
der Errichtung eines Atomminengürtels entlang unserer 
Staatsgrenze West der Frieden und die Sicherheit in Europa 

16) Außenpolitische Korrespondenz, 8. Jahrgang, Nr. 47, S. 1 
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und in der ganzen Welt mehr denn je bedroht werden. Der 
Frieden der Welt und die kollektive Sicherheit Europas hän
gen aber entscheidend von der friedlichen Koexistenz der 
beiden deutschen Staaten ab. 

Aus dieser klaren Erkenntnis ist die Regierung de r Deut
schen Demokratischen Republik bestrebt, der Politik der fried
lichen Koexistenz auch über den Weg der Vereinbarung und 
Durchführung von Abrüstungsmaßnahmen in beiden deut
schen Staaten zum Siege zu verhelfen. Dabei vertntt sie die 
Ansicht, daß die beiden deutschen Staaten mit der Abrüstung 
beginnen sollten. Die Bereitschaft der DDR zur allgemeinen 
und vollständigen Abrüstung wie zu Te ilab.rüstungsmaßnah
men hat auch in mehreren den Vereinten Nationen vorliegen
den Dokumenten Ausdruck gefunden. 

Entgegen diesen Bemühungen der Regierung der DDR. alles 
zu tun, um den Frieden in Europa zu sichern, setzte die 
westdeutsche Regierung ihre Bestrebungen zur Schaffung 
einer multilateralen Kernstreitmacht der NATO (MLF) in 
verstärktem Maße fort. Angesichts der Gefährlichkeit dieser 
Bestrebungen sah sich die Regierung der Deutschen Demo
kratischen Republik veranlaßt, sich im Januar 1964 mit einer 
Note an die Regierungen von 97 Staaten der Welt zu wenden. 
In dieser Note wurde die große Gefährlichkeit der Atom
rüstungspolitik der westdeutschen Regierung aufgezeigt; zu
gleich wurden aber auch konkrete Vorschläge zur Abwendung 
der damit verbundenen Gefahren unterbreitet. In diesen Vor
schlägen heißt es: 
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"Die -neutsche Demokratische Republik ist bereit, sich sofort 
zu einem umfassenden Kernwa:ffenverzicht zu verpflichten, 
wenn die westdeutsche Bundesrepublik die gleiche Verpflich
tung ein~eht. 

Eine solche Verpflichtung beider deutscher Staaten sollte um
fassen: 
- den Verzicht, selbst oder mit fremder Hilfe Kernwaffen auf 
dem eigenen Staatsgebiet oder in anderen Staaten zu produ
zieren; 
- den Verzicht, Kernwaffen oder diesbezüliche Produktions
und Forschungsunterlagen zu erwerben oder anzuwenden; 
- den Verzicht, in irgendeiner Form direkt oder indirekt über 
dritte Staaten oder Mächtegruppierungen die Verfügungsge
walt über Kernwaffen zu erlangen; 
- den Verzicht, in irgendeiner Form an Kernwaffenversuchen 
teilzunehmen oder Kernwaffen zum Einsatz zu bringen. 

Die Deutsche Demokratische Republik ist bereit, einer stren
gen internationalen Kontrolle der Einhaltung dieses Verzichts 
zuzustimmen, die durch eine paritätisChe Kommission aus Ver
tretern der Staaten des Warschauer Vertrages und aus Staaten 
der -NATO oder durch andere, unter Mitwirkung der Verein-

-
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ten Nationen gebildete internationale Gremien ausgeübt wer
den könnte. Die Deutsche Demokratische Republik wird jede 
Initiative begrüßen und unterstützen, die eine Verständigung 
beider deutscher Staaten über einen Kernwaffenverzicht er
leichtert und der atomaren Abrüstung den Weg bahnt."i7) 

Ebenso gefährlich und koexistenzfeindlich, wie die Bestre
bungen der Bundesregierung auf militärischem Gebiet sind, 
ist auch der verstän:Hgungsfeindliche Mißbrauch Westberlins 
als Brückenkopf des Revanchismus durch die Bonner Macht
haber. So zum Beispiel haben sich die Regierung Erhard und 
die hinter ihr stehenden ultrareaktionären Kräfte widerrecht

' lich in die Verhandlungen zwischen der Regierung der DDR 
und dem Senat von Westberlin über die Weiterführung der 
im Dezember 1963 erzielten übereinkunft über den Besuch 
von WestberlinerBürgern bei ihren Verwandten in der Haupt
stadt der Deutschen Demokratischen Republik eingemischt 
und dadurch den Abschluß dieser weitenüh:'enden Vereinba
rungen solange wie nur irgend möglich hinausgezögert. Die 
Bonner Regierung hat damit einen völkerrechtlich unzuläs
sigen Druck auf den Senat von Westberlin ausgeübt, der sich 
zum Schaden der Westberliner Bevölkerung diesem Druck 
auch gebeugt hat. Selbst bei der Durchführung solch humani": 
tärer Anliegen versuchen also die ultrareaktionären Kräfte 
der westdeutschen CDU!CSU, die Verständigung mit der DDR 
auf das äußerste zu erschweren. 

Zur Revanchepolitik der Bonner Machthaber ist auch die 
sogenannte Hallstein-Doktrin zu zählen, mit der sich die west
deutsche Diplomatie anmaßt, die Hoheitsgebiete andere r 
Staaten international zu vertreten. Sie ist mit der Realität 
des Bestehens zweier deutscher Staaten, mit den Prinzipien 
der friedlichen Koexistenz wie mit dem Völkerrecht gleicher
maßen unvereinbar. Mit dieser Hallstein-Doktrin erhebt der 
westdeutsche Imperialismus die Einmischung in die interna
tionalen Beziehungen anderer Staaten zum Prinzip, indem er 
ihnen mit den Mitteln des politischen und ökonomischen 
Drucks vorzuschreiben versucht, mit wem sie normale Bezie
hungen unterhalten dürfen. 

Der imperialistischen Machtpolitik der Bonner Regierung 
zum Trotz setzt sich jedoch bei einer großen Zahl von Staaten 
die Einsicht in die Realität des . Bestehens zweier deutscher 
Staaten mit unterschiedlicher politischer und gesellschaftlicher 
Ordnung immer mehr durch. Das zeigte die Genfer Außen
ministerkonferenz 1959, an der ' die Deutsche Demokratische 
Republik und die westdeutsche Bundesrepublik gleichberech
tigt teilnahmen. Das machten aber aug-t die Konferenzen der 

17) Außenpolitische Korrespondenz, 8. Jahrgang, Nr. 16, S. 124 
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nichtpaktgebundenen Staaten in Belgrad und Kairo deutlich, 
die in ihr? überwiegenden Mehrheit die Existenz zweier 
deutscher Staaten anerkannten. Und nicht zuletzt führt auch 
die Tatsache, daß sich die diplomatischen, konsularischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen unserer Republik immer mehr 
ausweiten, die Bonner Hallstein-Doktrin ad absurdum. 

Unsere Republik unterhält heute zu 49 Ländern diploma
tische, konsularische oder wirtschaftliche Beziehungen. In 
einer großen Zahl staatlicher und nichtstaatlicher Organisa
tionen auf internationaler Ebene arbeiten Vertreter unserer 
Deutschen Demokratischen RepubÜk mit. Dank der konse
quenten Anwendung der sozialistischen Prinzipien der fried
lichen Koexistenz bei der Entwicklung der Außenhandelsbe
ziehungen betreibt die Deutsche Demokratische Republik 
Handel mit über 100 Ländern. 

Das durch diese Tatsachen unbestreitbar gewachsene inter
nationale Ansehen der Deutschen Demokratischen Republik 
und die konsequente Durchführung der Politik der friedlichen 
Koexistenz durch die DDR haben selbst in einer nicht geringen 
Zahl kapitalistischer Staaten zu der Einsicht in die Not
wendigkeit geführt, die Deutsche Demokratische Republik 
als gleichberechtigten Staat anzuerkennen, wenngleich diese 
Anerkennung auch noch nicht immer in offiziellen 'diplomati
schen Beziehungen ihren Niederschlag gefunden hat. Besonders 
in den jungen Nationalstaaten in Asien, Afrika und Latein
amerika hat der Name unserer Republik einen guten Klang. 
Durch die Beweise aktiver Solidarität haben diese jungen, 
frei gewordenen Völker sehr schnell erkannt, welcher deutsche 
Staat eine Politik des Friedens und der gegenseitigen Achtung 
betreibt. 

Alle diese Tatsachen kennzeichnen das Bestreben und die 
Erfolge der sozialistischen Außenpolitik unseres Staates, zu 
deren Grundzügen die konsequente Anwendung der Prinzipien 
der friedlichen Koexistenz gehört. 

Es ist gewiß kein Zufall, wenn der Vorsitzende des Staats
rates der Deutschen Demokratischen Republik, WalterUlbricht, 
in seiner Ansprache anläßlich des Jahreswechsels 1964/65 in 
ernster Sorge um die Erhaltung des Friedens und im Bewußt
sein seiner nationalen Verantwortung für ganz Deutschland 
erneute Vorschläge zu V,erhandlungen über Maßnahmen der 
Humanisierung an die westdeutsche Regierung richtete. Auch 
diese Vorschläge, die in einem Sieben-Punkte-Programm erste 
notwendige Maßnahmen für eine Verständigung zwischen den 
beiden deutschen Staaten vorsehen, sind getragen von den 
Grundprinzipien der humanistischen so~ialistischen Außen
politik und von det" nationalen Verantvvortung, deren siro 
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unsere Regierung zu jeder Stunde bewußt ist. Ausgehend von 
der Tatsache, daß die Spaltung Deutschlands nOr in gesicher
tem Frieden, in Freiheit und Demokratie überwunden werden 
kann, schlug unser Staatsratsvorsitzender vor: 

o Rüstungsstopp in beiden deutschen Staaten und Ver
wendung der eingesparten Gelder für soziale unp' Bildungs

zwecke. 

e Verzicht beider deutscher Staaten auf Atomrüstung in jeg
licher Form. e Verhandlungen über die Herstellung normaler Beziehun-
gen zwischen beiden deutschen Staaten und zwischen der 

Deutschen Demokratischen Republik und dem besonderen Ge
biet West-Berlin. o Beseitigung der Diskriminierung im Handel zwischen den 

beiden deutschen Staaten und Abschluß eines Vertrages 
über die gegenseitige Errichtung von Handelsvertretungen. 

., Bildung von gemeinsamen Kommissionen für Fragen des 
Handels, des Verkehrs, der Finanzen und der Rechtshilfe, 

die auf gleichberechtigter Basis arbeiten. 

G Einstellung jeder Diskriminierung von Bürgern der Deut
schen Demokratischen Republik im Reiseverkehr. o Abschaffung der westdeutschen Gesetze, die Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik der Willkür west

deutscher Staats- und Justizorgane aussetzen. 

Auch diese Vorschläge sind wiederum ein konstruktiver Bei
trag für eine mögliche Verständigung der beiden deutschen 
Staaten, wie sie die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik - und sie allein als einziger deutscher Staat - immer 
wieder in den vergangenen 15 Jahren gefordert hat. Diese 
Vorschläge zeigen Möglichkeit und Notwendigkeit zugleich 
zur Anwendung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz auf 
Deutschland. 

Auf dem VI. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands wurde diese Friedenspolitik erneut bestätigt und 
die DUl"chsetzung der friedlichen Koexistenz in Deutschland 
zu einer wichtigen Aufgabe des neuen Parteiprogramms er
hoben. Darin heißt es: 

"Die SoziaListische Einheitspartei Deutschlands läßt sich in 
ihrer Politik von dem Leninschen Prinzip :ler friedlchen Ko
existenz VOn Staaten mit verschiedener Gesg1l,schaftsordnung 
leiten. Die friedliche Koexistenz ist eine Form des Klassen
kampfes zwischen Sozialismus und Kapitalismus. Dieser 
Kaompf wird als ökonomischer, politischer und geistig-kultureZ-



ler Wettstreit zwischen den beiden entgegengesetzten Systemen 
ausgetragen, auch in Deutschland."1ß) 

Wir christlichen Demokraten sind entschlossen, in diesem 
Wettstreit dem Frieden und dem Sozialismus mit aller Kraft 
zu dienen; denn damit arbeiten wir - getreu der Forderung 
unSet"es 11. Parteitages - für ' Deutschlands Frieden und 
Deutschlands Zukunft. In der Entschließung des 11. Partei
tages haben wir erklärt und bekannt : 

"Wir christlichen Demokraten finden es tagtäglich bestätigt, 
daß unsere Republik - im Gegensatz zum westdeutschen 
Staat und seiner revanchelüste1'nen und neo kolonialistischen 
Politik - in der Welt immer mehr als das neue, friedliche 
Deutschland, a ls treuer Bundesgenosse in der sozialistischen ' 
Familie freier Völker, als der bereitwillige Helfer der jungen 
Nationalstaaten, als der zuverlässige Freund aller noch um 
ihre Freiheit kämpfenden Völ ker, als konsequenter Verfechter 
der friedlichen Koexistenz in den Beziehungen zu den kapi
talistischen Ländern zu hohem Ansehen gelangte, 

Deshalb wirken wir in christlicher Verantwortung für die 
Stärkung desjenigen deutschen Staates, der sich iie Sache des 
WeZfriedens und der VöZkerjreundschaft als oberstes Prinzip 
seiner Politik zu eigen gemacht hat, für unsere Deutsche Demo
kratische Republik.« 

" 

18) Programm der SED, Dietz Verlag, Berlin 1963, S. 314 
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